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Aurich, 25. März 2019 
 
 
An die Bürgermeister aller Küstengemeinden 
Position des landwirtschaftlichen Hauptvereins für Ostfriesland e.V. (LHV) zur geplanten 
Erweiterung der Entwicklungszone für das Biosphärenreservat  
Niedersächsisches Wattenmeer 
 
 
 
Sehr geehrte 
 
anlässlich des am 26.02.2019 veröffentlichten Interviews mit Umweltminister Olaf Lies (s. 
beiliegenden Artikel) möchten wir Sie über die Position des LHV zur geplanten Erweiterung 
der Entwicklungszone für das Biosphärenreservat Niedersächsisches Wattenmeer in 
Kenntnis setzen. 
 
Mit der geplanten Erweiterung der Entwicklungszone des UNESCO-Biosphärenreservates 
Wattenmeer beabsichtigt die Nationalparkverwaltung die Landschaft und somit die 
Gemeinden hinter dem Deich mit dem Weltnaturerbe Wattenmeer zu verbinden. Die 
Nationalparkverwaltung wirbt derzeit massiv dafür, dass Gemeinden entlang der Küste 
sich per Ratsbeschluss unwiderruflich zu einer Entwicklungszone des UNESCO 
Biosphärenreservates Wattenmeer erklären. 
 
Die Dimension der damit einhergehenden Folgen für die von uns vertretene Landwirtschaft 
aber auch für die Kommunen entlang der Küste erfährt die Öffentlichkeit nach unserer 
Auffassung aber nur unzureichend.  
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Die Verharmlosung, wie sie auch Minister Lies betreibt, muss dringend abgelöst werden 
durch eine transparente Information der Öffentlichkeit. Gerade eine solche Debatte 
verlangt auch die UNESCO. 
 
 
Worum geht es wirklich? 
 
Der Nationalpark Niedersächsisches Wattenmeer ist seit 1993 gleichzeitig anerkannt als 
UNESCO-Biosphärenreservat. Mit der bestehenden Nationalparkverwaltung wurde die 
erste Grundvoraussetzung zur Anerkennung eines Biosphärenreservats erfüllt. Die Kern- 
und Pflegezone des Reservats sind bis heute deckungsgleich mit dem Gebiet des 
Nationalparks „Niedersächsisches Wattenmeer“. 
 
Ein Biosphärenreservat muss allerdings größer sein als der Nationalpark, weil es auch eine 
Entwicklungszone auf der Landseite haben soll. Diese Zone ist bislang nicht geographisch 
festgelegt. Man behilft sich mit der Deklaration einer funktionalen Entwicklungszone, die 
alle Küstenlandkreise umfasst. 
 
Bislang war der UNESCO die Idee der funktionalen Entwicklungszone völlig ausreichend. 
Jetzt aber verlangt sie offensichtlich eine geographische Festlegung. Bei der Größe des 
Nationalparks von 280.000 ha gehe es hier immerhin um 140.000 ha ausgewiesene 
Entwicklungszone in Niedersachsen. Das sind gewaltige Dimensionen die nirgends wirklich 
offen kommuniziert werden v.a. deren Folgen. Gemeinden, die 
Biosphärenreservatsgemeinden werden, werden gleichzeitig Entwicklungszone mit allen 
Konsequenzen. 
 
Das Bundesnaturschutzgesetz verlangt in §25, dass Biosphärenreservate durch 
Unterschutzstellung mindestens als Landschaftsschutzgebiete zu schützen sind. 
Umweltminister Lies dementiert allerdings diese Konsequenz und verweist darauf, es gehe 
nur um ein UNESCO-Biosphärenreservat, das nicht dem Bundesnaturschutzgesetz 
unterliege. Diesen Unterschied können wir nicht nachvollziehen und können ihn nur als 
Beschwichtigung bewerten. Leider haben wir Landwirte nur allzu oft schlechte 
Erfahrungen mit Schutzgebietsausweisungen gemacht. Unsere Landwirte fürchten 
sich vor der neuerlichen Dynamik um die Entwicklungszone. Aus unserer Sicht 
kann es auch nicht im Interesse der Küstenkommunen sein, die ganze 
Küstenzone zu einem einzigen Landschaftsschutzgebiet auszuweisen und dem 
Naturschutz Vorrang vor allen wirtschaftlichen Nutzungen einzuräumen. 
 
Wir benötigen an der Küste eine nachhaltige Wirtschaftsentwicklung in einem 
Gleichgewicht von Ökologie und Ökonomie. Die ökologische Einseitigkeit in einer 
Entwicklungszone des Biosphärenreservats wird die wirtschaftliche Entwicklung ganzer 
Branchen an der Küste blockieren und Arbeitsplätze kosten. 
 
  



 
Durch die Neuaufstellungen der regionalen Raumordnungsprogramme werden bereits 
umfangreiche Gebietskulissen zum Schutz von Natur und Landschaft in den jeweiligen 
Raumordnungsprogrammen dargestellt, es bedarf daher keiner zusätzlichen 
Entwicklungszonen auf Gemeindeebene. 
 
Deshalb lehnen wir als der bedeutendste Flächennutzer eine Entwicklung, die 
ganze Gemeindegebiete geographisch als Entwicklungszone mit der Gefahr 
weiterer Schutzgebietsausweisungen festlegt, ganz entschieden ab. 
 
Wir möchten Sie dringend auffordern, diese Argumente ernst zu nehmen und sich nicht 
mit Aussicht auf spezielle Fördermittel eine Entwicklungszone einzufangen, deren 
Konsequenzen für die Zukunft nicht konkret und sicher absehbar sind. 
 
Für Fragen und Gespräche stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen   F.d.R. 

 
Manfred Tannen     Heinz-Hermann Hertz-Kleptow 
Präsident     Geschäftsführer 
  



 

 


